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Landkreis Stendal
Der Landrat

Bekanntmachung
des Landkreises Stendal

Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 Absatz 14b des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) der 
Feststellung des Nichtbestehens einer UVP-Pflicht gemäß § 5 Abs. 1 UVPG. Die Feststel-
lung, dass eine UVP-Pflicht nicht besteht, erfolgt von Amts wegen nach Beginn des Verfah-
rens, das der Zulassungsentscheidung dient.
Die

Stadtwerke Stendal
Altmärkische Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke GmbH Stendal 

Rathenower Straße 1, 39576 Hansestadt Stendal

beantragten mit Unterlagen vom 07.11.2017 beim Landkreis Stendal die wasserrechtliche 
Erlaubnis für das Zutagefördern von Grundwasser im Umfang von 1.350.000 m³/a aus der 
am Standort 

Hansestadt Stendal OT Uenglingen

Gemarkung Uenglingen, Flur 4, Flurstücke 379/19 und 144
bestehenden Wasserfassung Stendal Nord für das Wasserwerk Stendal Nord  

zur öffentlichen Trinkwasserversorgung im angeschlossenen Versorgungsgebiet  
der Hansestadt Stendal.

Die Grundwasserförderung erfolgt mittels acht Bohrbrunnen, von denen vier betrieben und 
vier in Reserve genutzt werden.
Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein Vorhaben gemäß § 2 Abs. 4 UVPG. Es wird in An-
lage 1 UVPG unter Nummer 13.3.2 „Zutagefördern von Grundwasser mit einem jährlichen 
Volumen an Wasser von 
100 000 m³ bis weniger als 10 Mio. m³“ genannt. Für die beantragte Grundwasserförderung 
im Umfang von 1.350.000 m³/a war die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 7 (1) 
UVPG durchzuführen.
Nach der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 (1) UVPG wird festgestellt, 
dass das oben bezeichnete Vorhaben keiner Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) bedarf.

Entsprechend der einschlägigen Kriterien nach Anlage 3 UVPG sind folgende Gründe 
für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht wesentlich: 
Die überschlägliche allgemeine  Vorprüfung des Einzelfalls hat ergeben, dass durch die 
Grundwasserförderung in einem Umfang von 1.350.000 m³/a keine Wirkfaktoren von 
nennenswertem Gewicht existieren. Aufgrund der Grundwasserförderung im genannten 
oder im größeren Umfang in den vergangenen Jahren sind auch keine nachteiligen Um-
weltauswirkungen bekannt geworden.
Es entstehen keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen, d.h. negative Verän-
derungen der menschlichen Gesundheit oder der physikalischen, chemischen oder biolo-
gischen Beschaffenheit einzelner Bestandteile der Umwelt oder der Umwelt insgesamt.  
Nach überschläglicher Prüfung der vorgelegten Unterlagen und unter Einbeziehung der 

schon vorhandenen Gutachten und Stellungnahmen der beteiligten Fachbehörden wird 
festgestellt,  dass  für die beantragte Grundwasserförderung keine UVP erforderlich ist.

Die Unterlagen zur ausführlichen Darlegung der Gründe anhand der Kriterien aus Anlage 3 
UVPG sowie zur Erläuterung der Merkmale des Vorhabens bzw. des Standortes werden beim 
Landkreis Stendal, Umweltamt, Untere Wasserbehörde in 39576 Stendal, Hospitalstraße 1-2 

im Zeitraum von 20.12.2017 bis 17.01.2018

während der Sprechzeiten des Landkreises (Dienstags und Donnerstags von 09:00 – 12:00 
Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr) öffentlich ausgelegt. Für eine Einsichtnahme außerhalb der 
Sprechzeiten ist eine Terminvereinbarung unter der Tel. Nr. 03931-60-7247 erforderlich. 
 
Mit Ablauf des o.g. Zeitraumes ist die öffentliche Bekanntgabe der Feststellung gemäß § 5 
Abs. 1 UVPG abgeschlossen.
Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist die Feststellung nicht selbständig anfechtbar. Beruht die Fest-
stellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschätzung der zuständigen Behörde in einem 
gerichtlichen Verfahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur daraufhin zu überprüfen, 
ob die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben des § 7 UVPG durchgeführt worden ist und 
ob das Ergebnis nachvollziehbar ist.

Stendal, 06.12.2017

Carsten Wulfänger			 

Landkreis Stendal
Aufruf zur Teilnahme am Wettbewerb:

„STABIL = SELBSTFINDUNG - TRAINING - ANLEITUNG -  
BETREUUNG - INITIATIVE – LERNEN“

Der Landkreis Stendal ruft alle im Tätigkeitsfeld des § 13 SGB VIII agierenden Träger der 
freien Jugendhilfe sowie Bildungsträger dazu auf, Projektvorschläge zur Entwicklung und 
Herstellung der Bildungs- und Beschäftigungsfähigkeit förderungsbedürftiger junger Men-
schen einzureichen. 

Anliegen des Wettbewerbs
STABIL unterstützt Projekte, die Jugendliche ohne Ausbildungsplatz, mit abgebrochener 
Ausbildung oder besonderem sozialpädagogischen Hilfebedarf in Ausbildung und Beschäf-
tigung integrieren. Das Programm hilft, die gesellschaftliche Ausgrenzung junger Menschen 
zu vermeiden und unterstützt deren berufliche und soziale Wiedereingliederung. 
Die Grundlage für die Durchführung des Wettbewerbs und Umsetzung entsprechender Pro-
jekte ist die „Richtlinie Zielgruppen- und Beschäftigungsförderung“1.
–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––
1 �Richtlinie Zielgruppen- und Beschäftigungsförderung (RdErl. des MS vom 19.07.2017, MBl. LSA 2017, S. 

677)
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•	 Gebietskarte
liegt gemäß § 6 Abs. 3 FlurbG nach dessen öffentlicher Bekanntmachung in den Gemeinden, 
in denen beteiligte Grundstücke liegen (Flurbereinigungsgemeinden), und, soweit erforder-
lich (§ 110 FlurbG), in den angrenzenden Gemeinden zwei Wochen lang zur Einsichtnahme 
für die Beteiligten aus.
Darüber hinaus kann dieser Beschluss auch 

-	 im Landesverwaltungsamt, Referat 409, Zimmer 234, 
	 Dessauer Straße 70, 06118 Halle (Saale), und
-	 im Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, Sachgebiet 13, 
	 Akazienweg 25, 39576 Stendal, 

während der Dienststunden eingesehen werden. 
Die Wirkungen dieses Beschlusses treten am Tag nach seiner Bekanntgabe in der betreffen-
den Gemeinde ein.

C. Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch er-
hoben werden. Der Widerspruch ist beim Landesverwaltungsamt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 
06112 Halle (Saale) schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann gemäß § 80 Abs. 5 VwGO beim Ober-
verwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203-206, 39104 Magdeburg, 
Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs gestellt wer-
den.
Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. In diesem Fall ist das 
elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signatur-
gesetz zu versehen.

Im Auftrag

Teichmann			   � 2. Ausfertigung

Hinweis:
Der Inhalt der oben aufgeführten Bekanntmachung wird ebenfalls auf der Internetseite der 
Flurneuordnungsbehörde veröffentlicht unter:
www.alff.sachsen-anhalt.de/alff-altmark unter Flurneuordnung → Flurbereinigungsverfahren 
im Landkreis Stendal → Möringen

Regionale Planungsgemeinschaft Altmark

Öffentliche Bekanntmachung

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark hat am 
29.11.2017 dem Beschluss 16/2017 über den Jahresabschluss 2016, dem Beschluss 
17//2017 über die Entlastung des Vorsitzenden und dem Beschluss 18/2017 zur Verwen-
dung des Jahresergebnisses 2016 zugestimmt.

Nach § 16 GKG LSA in Verbindung mit §19 Abs. 4 Eigenbetriebsgesetz vom 24.03.1997 hat 
der Vorsitzende der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark den Jahresabschluss 2016 
zusammen mit dem Bericht über die Jahresabschlussprüfung der Regionalversammlung vor-
zulegen.
Die Regionalversammlung stellt den Jahresabschluss fest und beschließt über die Verwen-
dung des Jahresergebnisses und die Entlastung des Vorsitzenden der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Altmark.
Gemäß § 16 Gesetz über die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG LSA) vom 26.02.1998 
i.V.m. § 19 Abs. 4 Eigenbetriebsgesetz vom 24.03.1997 hat die Regionalversammlung der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark auf ihrer 74. Sitzung am 29.11.2017 die folgen-
den Beschlüsse gefasst:
BSV 16/2017 – Den Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2016 bestehend aus der Bestäti-
gung des Vorsitzenden zur Vollständigkeit und Richtigkeit des Jahresabschlusses, der Bilanz 
zum 31.12.2016, der Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang, dem Prüfbericht zum 
Jahressabschluss 2016 vom Rechnungsprüfungsamt des Altmarkkreises Salzwedel (RPA 

SAW) sowie der Stellungnahme zum Prüfbericht des RPA SAW (siehe Anlage).
BSV 17/2017 – Dem Vorsitzenden für das Wirtschaftsjahr 2016 wurde die Entlastung erteilt.
BSV 18/2017 – Der Jahresüberschuss in Höhe von 59.385,37 € aus dem Jahresabschluss für 
das Wirtschaftsjahr 2016 wird auf neue Rechnung vorgetragen.

Der Jahresabschluss 2016 der Regionalen Planungsgemeinschaft kann vom 21.12.2017 bis 
zum 31.01.2018 Dienstag von 9:00 – 11:30 und von 14:00 – 16:00 sowie nach Vereinbarung 
in der Geschäftsstelle der Regionale Planungsgemeinschaft Altmark, Ackerstr. 13 in 29410 
Salzwedel eingesehen werden. 		

Salzwedel, den 29.11.2017                   

Carsten Wulfänger			 
Vorsitzender

Kreiskirchenamt Stendal

Friedhofssatzung
für den Friedhof der Evangelischen Kirchengemeinde St. Georg Uenglingen

vom 30.03.2017

Abschnitt 1: Allgemeine Bestimmungen

§ 1 – Leitung und Verwaltung des Friedhofs

(1)	� Der Friedhof in Stendal, Ortsteil Uenglingen steht in der Trägerschaft der Evangelischen 
Kirchengemeinde Uenglingen.

(2)	� Die Leitung und Aufsicht liegen beim Gemeindekirchenrat. Zur Unterstützung der Ver-
waltung kann der Friedhofsträger einen Ausschuss einsetzen und mit der Leitung beauf-
tragen. Er kann sich auch Beauftragter bedienen.

(3) 	Kirchliche Aufsichtsbehörde ist das Kreiskirchenamt Stendal.

(4) 	Die Aufsichtsbefugnisse der Ordnungs- und Gesundheitsbehörden bleiben unberührt.

§ 2 – Friedhofszweck

(1)	� Der Friedhof dient der Bestattung Verstorbener und der Pflege der Gräber im Andenken 
an die Verstorbenen. Er ist zugleich Stätte der Verkündigung des christlichen Auferste-
hungsglaubens.

(2)	 Gestattet ist die Bestattung derjenigen Personen, die
	 a)	� bei ihrem Ableben Einwohner des Ortsteils Uenglingen waren oder 
	 b)	� bei ihrem Ableben ein Recht auf Benutzung einer Grabstätte auf dem Friedhof hatten 

oder
	 c)	� innerhalb des Gemeindegebietes verstorben sind und nicht auf einem Friedhof außer-

halb der Gemeinde beigesetzt werden,
	 d)	auf Wunsch auch nahe Verwandte von  Einwohnern der Gemeinde

(3)	� Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung (Erlaubnis) des 
Friedhofsträgers. Ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Erlaubnis besteht nicht.

§ 3 – Bestattungsbezirke

(1)	 Der Bestattungsbezirk des Friedhofs umfasst das Gebiet des Ortsteils Uenglingen.

(2)	� Die Verstorbenen werden auf dem Friedhof des Bestattungsbezirkes bestattet, in dem sie 
ihren letzten Wohnsitz hatten. Etwas anderes gilt, wenn

	 a)	 �ein Nutzungsrecht an einer bestimmten Grabstätte auf einem anderen Friedhof besteht,
	 b)	� Ehegatten, Eltern, Kinder, Geschwister oder Lebenspartner auf einem anderen Fried-

hof bestattet sind,
	 c)	� der Verstorbene in einer besonderen Grabstätte beigesetzt werden soll, die auf einem 

anderen Friedhof nicht zur Verfügung steht.

(3)	 Der Friedhofsträger kann Ausnahmen zulassen.

§ 4 – Nutzungsbeschränkung, Schließung und Entwidmung

(1)	 Der Friedhofsträger kann bestimmen, dass
	 a)	� auf dem Friedhof oder Teilen davon keine Nutzungsrechte mehr überlassen werden 

(Nutzungsbeschränkung),
	 b)	der Friedhof oder Teile davon für weitere Bestattungen gesperrt werden (Schließung),
	 c)	� der Friedhof oder Teile davon einer anderen Verwendung zugeführt werden (Entwid-

mung).

(2)	� Im Fall der Nutzungsbeschränkung sind Bestattungen nur noch zulässig, soweit die im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Nutzungsbeschränkung bestehenden Bestattungs-
rechte noch nicht ausgeübt worden sind (reservierte Bestattungsrechte). Eine Verlän-
gerung des Nutzungsrechtes ist lediglich zur Anpassung an die regelmäßige Ruhezeit 
zulässig.

(3)	� Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen ausgeschlossen. So-
weit im Fall einer Teilschließung des Friedhofs das Recht auf weitere Bestattungen in ei-
ner Wahlgrabstätte erlischt, kann dem Nutzungsberechtigten für die restliche Nutzungs-
zeit bei Eintritt eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere Wahlgrabstätte 
(Ersatzwahlgrabstätte) zur Verfügung gestellt werden.


